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Abwägung zur 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 07 „Sportgelände Stadionstraße“ -Neubau Kindertagesstätte- im 
Ortsteil Jüchen  
hier: frühzeitige Behördenbeteiligung gem. § 4 (1) BauGB 
 

 

Nr. Behörde Stellungnahme Abwägung Beschlussvorschlag 

1 Bezirksregierung 

Arnsberg - Abt. 6 

Bergbau und Energie 

in NRW 

Zu den bergbaulichen Verhältnissen erhalten Sie folgende Hinweise: 

  

Das o.g. Plangebiet liegt über den auf Braunkohle verliehenen Bergwerksfeldern "Jü-

chen 7" und "Jüchen 3a". Eigentümerin dieser Bergbauberechtigungen ist die Ilse 

Feldesbestiz Gesellschaft mit beschränkter Haftung, Markt 2 in 41363 Jüchen. 

 

Der Planungsbereich ist nach den hier vorliegenden Unterlagen (Differenzpläne mit 

Stand: 01.10.2018 aus dem Revierbericht, Bericht 1, Auswirkungen der Grundwasser-

absenkung, des Sammelbescheides - Az.: 61.42.63 -2000-1 -) von durch Sümpfungs-

maßnahmen des Braunkohlenbergbaus bedingten Grundwasserabsenkungen betrof-

fen. Für die Stellungnahme wurden folgende Grundwasserleiter (nach Einteilung von 

Schneider & Thiele, 1965) betrachtet: Oberes Stockwerk, 9B, 8, 7, 6D, 6B, 2 - 5, 09, 07 

Kölner Scholle, 05 Kölner Scholle. 

 

Folgendes sollte berücksichtigt werden: 

Die Grundwasserabsenkungen werden, bedingt durch den fortschreitenden Betrieb der 

Braunkohlentagebaue, noch über einen längeren Zeitraum wirksam bleiben. Eine Zu-

nahme der Beeinflussung der Grundwasserstände im Planungsgebiet in den nächsten 

Jahren ist nach heutigem Kenntnisstand nicht auszuschließen. Ferner ist nach Beendi-

gung der bergbaulichen Sümpfungsmaßnahmen ein Grundwasserwiederanstieg zu er-

warten. 

Sowohl im Zuge der Grundwasserabsenkung für den Braunkohletagebau als auch bei 

einem späteren Grundwasserwiederanstieg sind hierdurch bedingte Bodenbewegun-

gen möglich. Diese können bei bestimmten geologischen Situationen zu Schäden an 

der Tagesoberfläche führen. Die Änderungen der Grundwasserflurabstände sowie die 

Möglichkeit von Bodenbewegungen sollten bei Planungen und Vorhaben Berücksichti-

gung finden. 

Ich empfehle Ihnen diesbezüglich, zu zukünftigen Planungen, sowie zu Anpassungs- 

und Sicherungsmaßnahmen eine Anfrage an die o.g. Feldeseigentümerin, an die RWE 

Die Stellungnahme wird 

zur Kenntnis genommen. 

 

Die RWE Power AG sowie 

der Erftverband wurden im 

Verfahren beteiligt. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 
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Power AG, Stüttgenweg 2 in 50935 Köln, sowie für konkrete Grundwasserdaten an den 

Erftverband, Am Erftverband 6 in 50126 Bergheim, zu stellen. 

 

Es wurden bereits entsprechende Hinweise zur Grundwasserproblematik in der Be-

gründung unter "9. Kennzeichnungen - 9.1 Grundwasser" aufgenommen. 

2 Bezirksregierung 

Düsseldorf: Dez. 53 

Immissionsschutz - 

einschl. anlagenbe-

zogener Umwelt-

schutz 

Im Rahmen des o.g. Verfahrens haben Sie mich beteiligt und um Stellungnahme gebe-

ten. 

 

Hinsichtlich der Belange des Verkehrs (Dez. 25) ergeht folgende Stellungnahme: 

Die Belange des Dezernates sind nicht berührt. 

 

Hinsichtlich der Belange des Luftverkehrs (Dez. 26) ergeht folgende Stellungnahme: 

Die Belange des Dezernates sind nicht berührt. 

 

Hinsichtlich der Belange der ländlichen Entwicklung und Bodenordnung (Dez. 33) 

ergeht folgende Stellungnahme: 

Die Belange des Dezernates sind nicht berührt. 

 

Hinsichtlich der Belange der Denkmalangelegenheiten (Dez. 35.4) ergeht folgende 

Stellungnahme: 

Gegen die Änderung in dem oben genannten Bereich im Regierungsbezirk Düsseldorf 

bestehen aus meiner Sicht keine Bedenken, da sich im Planungsgebiet meines Wis-

sens keine Bau- oder Bodendenkmäler befinden, die im Eigentum oder Nutzungsrecht 

des Landes oder Bundes stehen. 

Da meine Zuständigkeiten nur für Denkmäler im Eigentums- oder Nutzungsrecht des 

Landes oder Bundes gegeben sind empfehle ich -falls nicht bereits geschehen- den 

LVR -Amt für Denkmalpflege im Rheinland- in Pulheim und den LVR -Amt für Boden-

denkmalpflege im Rheinland- in Bonn sowie die zuständige kommunale Untere Denk-

malbehörde zur Wahrung sämtlicher denkmalrechtlicher Belange zu beteiligen. 

 

Hinsichtlich der Belange des Landschafts- und Naturschutzes (Dez. 51) ergeht folgende 

Stellungnahme: 

Die Belange des Dezernates sind nicht berührt. 

 

Hinsichtlich der Belange der Abfallwirtschaft (Dez. 52) ergeht folgende Stellungnahme: 

Es bestehen seitens des Dezernates keine Bedenken gegen die Planung. 

Die Stellungnahme wird 

zur Kenntnis genommen.  

 

Belange der Denkmalan-

gelegenheiten: 

Das LVR-Amt für Denk-

malpflege im Rhein-

land/Pulheim und das 

LVR-Amt für Bodendenk-

malpflege im Rhein-

land/Bonn sowie die zu-

ständige kommunale Un-

tere Denkmalbehörde wur-

den im Verfahren beteiligt. 

 

Belange des Gewässer-

schutzes: 

Aussagen zur Entwässe-

rung des Plangebietes 

werden zur Offenlage er-

gänzt. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen.  
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Hinsichtlich der Belange des Immissionsschutzes (Dez. 53) ergeht folgende Stellung-

nahme: 

Umweltüberwachung SG 53.4 

Die Überprüfung des Bauleitplanverfahrens ist abgeschlossen. Die Prüffläche befindet 

sich in ca. 1 km Entfernung zum Betriebsbereich der Fa. HAWA Flüssiggas GmbH. 

Hinsichtlich Probleme über Gerüche oder Lärm bei der HAWA Flüssiggas GmbH liegen 

der Behörde zwei dokumentierte Beschwerden aus den Jahren 2011 und 2017 vor. Zu 

beiden Beschwerden wurden Überprüfungen vor Ort veranlasst. Der Sachverhalt aus 

dem Jahr 2011 wurde aufgeklärt und abgestellt. Die Beschwerdeinhalte aus 2017 konn-

ten nicht in Verbindung mit dem Betrieb gebracht werden.  Weitere Beschwerden zu 

Lärm und Gerüchen liegen der Behörde nicht vor. Daher ist aufgrund der vorliegenden 

Entfernung und der in den letzten Jahren ruhigen Nachbarschaftsumgebung zum Be-

triebsbereich hinsichtlich Lärm und sonstige Emissionen, insbesondere Gerüche, keine 

Bedenken zu erheben. 

In der darauffolgenden verbindlichen Bauleitplanung bitte ich um Beteiligung im Einzel-

fall. 

 

Hinsichtlich der Belange des Gewässerschutzes (Dez. 54) ergeht folgende Stellung-

nahme: 

Abwasser 

Eine abschließende Stellungnahme zum Vorhaben ist mir nicht möglich, da keine Aus-

sagen zur Entwässerung des Plangebietes gemacht wurden. 

Ich weise vorsorglich auf die Bestimmungen gem. § 55 WHG i. V. m. § 44 LWG NRW 

hin. (Britta Aschendorff; 0211/475 9171) 

 

Hinweis: 

Diese Stellungnahme erfolgt im Zuge der Beteiligung der Bezirksregierung Düsseldorf 

als Träger öffentlicher Belange. 

Insofern wurden lediglich diejenigen Fachdezernate beteiligt, denen diese Funktion im 

vorliegenden Verfahren obliegt. Andere Dezernate/Sachgebiete haben die von Ihnen 

vorgelegten Unterlagen daher nicht geprüft. 

Dies kann dazu führen, dass von mir z.B. in späteren Genehmigungs- oder Antragsver-

fahren auch (Rechts-)Verstöße geltend gemacht werden können, die in diesem Schrei-

ben keine Erwähnung finden. 

 

Bitte beachten Sie die Anforderungen an die Form der TÖB-Beteiligung: 

 

http://www.brd.nrw.de/wirueberuns/DieBezirksregierung/04_TOEB.html 
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und 

 

https://www.brd.nrw.de/system/files/media/document/2021-09/04_toeb_zustaendig-

keiten.pdf 

3 Bundesamt für Infra-

struktur, Umwelt-

schutz und Dienst-

leistungen der Bun-

deswehr (BAIUDBw) 

Referat Infra I 3 

Durch die oben genannte und in den Unterlagen näher beschriebene Planung werden 

Belange der Bundeswehr nicht berührt. 

 

Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage bestehen zu der Planung 

seitens der Bundeswehr als Träger öffentlicher Belange keine Einwände. 

Die Stellungnahme wird 

zur Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 

4 Deutsche Glasfaser 

Holding GmbH 

- - - 

5 Deutsche Telekom 

Technik GmbH:  

West PTI 24 

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigentüme-

rin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Tech-

nik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung 

wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und dementspre-

chend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir 

wie folgt Stellung: 

 

Gegen die Planung haben wir keine Bedenken. 

Die Stellungnahme wird 

zur Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 

6 Deutsche Telekom 

Technik GmbH: Best 

Mobile - Richtfunk-

Trassenauskunft 

deutschlandweit 

T-NAB 

Vielen Dank für Ihr Schreiben. 

 

Gegen die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 07 "Sportgelände Stadionstraße" - 

Neubau Kindertagesstätte in Jüchen haben wir keine Einwände da unsere benachbar-

ten Richtfunkstrecken ausreichend Sicherheitsabstand haben. 

 

Die Telekom hat auch bei der Fa. Ericsson Services GmbH weitere Verbindungen an-

gemietet. Die Daten dieser Strecken stehen uns leider nicht zur Verfügung. 

 

Wir weisen darauf hin, dass diese Stellungnahme nur für Richtfunkverbindungen des 

Telekom - Netzes gilt. Bitte beziehen Sie, falls nicht schon geschehen, die Firma Erics-

son Services GmbH, in Ihre Anfrage ein. Bitte richten Sie diese Anfrage an: 

 

Ericsson Services GmbH 

Prinzenallee 21 

40549 Düsseldorf 

Die Stellungnahme wird 

zur Kenntnis genommen.  

 

Die Firma Ericsson Ser-

vices GmbH wurde im Ver-

fahren beteiligt. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 
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oder per Mail an 

 

bauleitplanung@ericsson.com 

7 Deutsche Telekom 

Technik GmbH: Best 

Mobile Rollout FNP 1 

Richtfunk-Trassen-

auskunft 

- - - 

8 Deutscher Wetter-

dienst - PB 24A 

Abt. Finanzen u. Ser-

vice 

Im Namen des Deutschen Wetterdienstes bedanke ich mich als Träger öffentlicher Be-

lange für die Beteiligung bei der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 07 "Sportge-

lände Stadionstraße" - Neubau Kindertagesstätte in der Ortslage Jüchen. 

 

Die zur Verfügung gestellten Unterlagen wurden durch unsere Fachbereiche geprüft. 

 

Das geplante Vorhaben beeinträchtigt nicht den öffentlich-rechtlichen Aufgabenbereich 

des Deutschen Wetterdienstes. Es werden keine Einwände erhoben. 

 

Für Rückfragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung. 

Die Stellungnahme wird 

zur Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 

9 DFS Deutsche Flug-

sicherung GmbH - 

SIS/ND 

Durch die oben aufgeführte Planung werden Belange der DFS Deutsche Flugsicherung 

GmbH bezüglich §18a Luftverkehrsgesetz (LuftVG) nicht berührt. Es werden daher un-

sererseits weder Bedenken noch Anregungen vorgebracht. Eine weitere Beteiligung 

am Verfahren ist nicht notwendig. 

 

Von dieser Stellungnahme bleiben die Aufgaben der Länder gemäß § 31 LuftVG unbe-

rührt. 

 

Wir haben das Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung (BAF) von unserer Stellung-

nahme informiert. 

Die Stellungnahme wird 

zur Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 

10 Erftverband Leitungen, Messstellen und Anlagen des Erftverbandes sind derzeit durch die v. g. 

Maßnahme nicht betroffen. Das Entwässerungskonzept ist zeitnah mit dem Erftverband 

abzustimmen. Eine mögliche Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers soll 

geprüft werden. Bei diesbezüglichen Rückfragen wenden Sie sich bitte an Frau Jüttner, 

Abteilung G2 - Flussgebietsbewirtschaftung, Tel.-Nr.: 02271/88-1350, E-Mail: mar-

tina.juettner@erftverband.de. Des Weiteren bestehen aus wasserwirtschaftlicher Sicht 

seitens des Erftverbandes keine Bedenken. 

Die Stellungnahme wird 

zur Kenntnis genommen. 

 

Das Entwässerungskon-

zept wird mit dem Erftver-

band abgestimmt. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 
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Aussagen zur Entwässe-

rung des Plangebietes 

werden zur Offenlage er-

gänzt. 

11 Ericsson Services 

GmbH 

Richtfunk-Trassen-

auskunft 

Bei den von Ihnen ausgewiesenen Bedarfsflächen hat die Firma Ericsson bezüglich 

ihres Richtfunks keine Einwände oder spezielle Planungsvorgaben. 

Bitte berücksichtigen Sie, dass diese Stellungnahme nur für Richtfunkverbindungen 

des Ericsson - Netzes gilt. 

Bitte beziehen Sie, falls nicht schon geschehen, die Deutsche Telekom, in Ihre Anfrage 

ein. 

Richten Sie diese Anfrage bitte an: 

Deutsche Telekom Technik GmbH 

Ziegelleite 2-4 

95448 Bayreuth 

richtfunk-trassenauskunft-dttgmbh@telekom.de 

 

Von weiteren Anfragen bitten wir abzusehen. 

Die Stellungnahme wird 

zur Kenntnis genommen. 

 

Die Deutsche Telekom 

Technik GmbH wurde im 

Verfahren beteiligt. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 

12 Gemeinde Titz: FB 2 

- Gemeinde- und 

Strukturentwicklung, 

Wirtschaftsförde-

rung 

- - - 

13 Gemeindesportver-

band 

- - - 

14 Geologischer Dienst 

Nordrhein-Westfalen 

Landesbetrieb 

- - - 

15 Kreispolizeibehörde 

Rhein-Kreis Neuss 

Fachbereich Städte-

bauliche Kriminal-

prävention 

Die Grundlage für städtebauliche Kriminalprävention bilden wissenschaftliche Untersu-

chungen bei denen ein enger Zusammenhang zwischen der Stadtplanung bzw. der 

Gestaltung von Gebäuden und der Kriminalitätsentwicklung bzw. Kriminalitätsfurcht 

festgestellt wurde. 

 

Ziel der städtebaulichen Kriminalprävention ist es Kriminalität mindernde Rahmenbe-

dingungen zu schaffen und dadurch allen Bürgerinnen und Bürgern ein angstfreies und 

sicheres Leben zu ermöglichen und ihr Sicherheitsempfinden positiv zu beeinflussen. 

Die Stellungnahme wird 

zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 
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Gefahrenanalyse 

 

Die Prüfung der Planungsunterlagen zur Vermeidung kriminalitätsfördernder Aspekte 

hat keine  grundsätzlichen Bedenken ergeben. Bei der Ausführung sind einige allge-

meine Anregungen der städtebaulichen Kriminalprävention zu beachten. 

 

Sollten die aufgezeigten Empfehlungen zu kriminalpräventiven Maßnahmen gesetzli-

che Vorschriften berühren, hat die Beachtung der gesetzlichen Vorschriften grundsätz-

lich Vorrang. 

 

Allgemeine Sicherungsempfehlungen 

 

Gestaltung und Pflege des Umfeldes 

 

Um Sichtbeziehungen nicht zu beeinträchtigen sollten Flächen und Wege gut über-

schaubar sein und nach Möglichkeit geradlinig geführt werden. Nischen, Ecken, Winkel, 

Mauervorsprünge und breite Säulen sind zu vermeiden. Zudem müssen Flächen und 

Wege bei Dunkelheit dauerhaft und ausreichend hell (mind. 20 Lux) beleuchtet sein. 

 

Öffentliche, halböffentliche und private Flächen sollten durch symbolische oder reale 

Barrieren (niedrige Hecken, Einfriedungen, unterschiedliche Bodenbeläge) deutlich 

voneinander abgegrenzt werden, eine klare Nutzungszuweisung sollte erkennbar sein. 

Beschilderungen und Leitsysteme mit Beschriftung oder Symbolen erleichtern die Ori-

entierung. 

 

Um für ein anhaltend gutes subjektives Sicherheitsgefühl zu sorgen, müssen Flächen 

und Wege dauerhaft gepflegt und sauber gehalten werden. Illegale Abfallbeseitigung, 

Schmierereien (Graffiti), zerstörte Beleuchtungsanlagen oder andere Sachschäden 

sind zeitnah zu beseitigen bzw. reparieren. Es sind in ausreichender Anzahl Mülleimer 

und Hundekotbeutelspender aufzustellen. Bei Ausstattungsgegenständen (Beleuch-

tung, Bestuhlung etc.) sind Vandalismus resistente Materialien zu verwenden. 

 

Um das Lagern unerwünschter Personengruppen zu verhindern, sollten Sitzgelegen-

heiten so ausgeführt werden, dass sie zum Liegen ungeeignet sind. Dies kann bspw. 

durch Armlehnen mit einem Abstand von 60 cm erreicht werden. 

 

 

 

 

Gefahrenanalyse:  

 

Die allgemeinen Präven-

tionshinweise sind be-

kannt und sind überwie-

gend Aufgabe der Bau-

ausführung. 

 

 

Verkehrsunfallprävention:  

 

Der Hinweis wird zur 

Kenntnis genommen. Eine 

Prüfung hinsichtlich ver-

kehrsunfallvermeidender 

Aspekte ist im Rahmen 

der Aufstellung des Be-

bauungsplans nicht vorge-

sehen und wird bei Bedarf 

im Rahmen der Bauaus-

führung durchgeführt. 

 

 

Einbruchschutz:  

 

Die Stellungnahme wird 

zur Kenntnis genommen. 

Der Hinweis zum Ein-

bruchschutz ist bereits Be-

standteil des Bebauungs-

plans. 
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Bepflanzung 

 

Um Sichtbeziehungen nicht zu beeinträchtigen sollten auf öffentlichen bzw. halböffent-

lichen Flächen nur niedrige Büsche (max. 80 cm) und hochstämmige Bäume (mind. 2 

m) gepflanzt werden. Bepflanzungen sollten zudem erst ab 2 m Wegabstand vorge-

nommen werden, wuchernde Begrünung ist zurückzuschneiden. 

 

Verkehrswege 

 

Für eine gegenseitige Einsehbarkeit sollten Kfz.-, Rad- und Fußwege gemeinsam er-

schlossen werden. Durch verschiedene Bodenbeläge, Farbgebung o. ä. sind die unter-

schiedlichen Nutzungen deutlich voneinander zu trennen. Sackgassen sind für Fuß- 

und Radwege zu öffnen. Straßen, Wege und Grünflächen sind barrierefrei zu gestalten. 

 

Der Verkehrsraum ist ohne Blendwirkung und Dunkelzonen ausreichend zu beleuch-

ten. Um für gutes subjektives Sicherheitsgefühl zu sorgen, sollten das Verhalten und 

der Gesichtsausdruck einer anderen Person auf mindestens 4 m Entfernung erkennbar 

sein. 

 

Verkehrsunfallprävention 

 

Hinsichtlich der Prüfung unfallvermeidender Aspekte wenden Sie sich im Bedarfsfall 

bitte selbständig an den Fachbereich Unfallauswertung/ Verkehrsraumplanung bei der 

Kreispolizeibehörde Rhein-Kreis Neuss. Sie erhalten von dort ggf. eine gesonderte 

Stellungnahme. 

 

Einbruchschutz 

 

Nicht nur der Einbruch in eine Wohnung oder eines Einzel- oder Doppelhauses ist für 

viele Menschen ein schockierendes Ereignis. Neben dem finanziellen Verlust und den 

angerichteten Schäden, bleibt bei vielen Menschen ein Gefühl der Unsicherheit zurück. 

 

Die meisten herkömmlichen Fenster und Türen bieten keinen ausreichenden Schutz 

vor Einbruch. Deshalb empfiehlt die Polizei: 

 

Bei Fenstern und Fenstertüren im Erdgeschoss und Fenstern und Fenstertüren, die 

über Balkone, Vordächer, Anbauten, Feuerleitern usw. leicht erreichbar sind, sowie bei 
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Eingangstüren und Nebeneingangstüren sind grundsätzlich einbruchhemmende Ele-

mente gemäß DIN EN 1627 mindestens in der Widerstandsklasse RC 2 dringend zu 

empfehlen. 

 

Ggf. sollten Objekte zusätzlich mit elektronischer Sicherheitstechnik (Einbruch-, Über-

fallmeldeanlagen, Videoüberwachung) ausgestattet werden. 

 

Einbruchschutz ist beim Neubau wesentlich kostengünstiger zu realisieren, als in einer 

späteren Um- oder Nachrüstung. 

 

Zum Thema Einbruchschutz bietet die Kreispolizeibehörde Rhein-Kreis Neuss den 

Bauherren eine umfangreiche und kostenfreie Beratung an. Eine Terminabsprache 

kann unter den Rufnummern (02131) 300 - 25518 erfolgen. 

 

Um entsprechende textliche Hinweise z. B. im Bebauungsplan wird gebeten. Ferner 

wird angeregt bei Grundstücksverkäufen den Mindeststandard für Einbruchschutz 

durch die Kommune vertraglich festzulegen. 

 

Verteiler für Strom und Kommunikationstechnik sollte durch die Betreiber so abgesi-

chert werden, dass Tatvorbereitungshandlungen (Sabotage von Einbruchmeldeanla-

gen u. a.) wirkungsvoll gehemmt werden. 

16 Kreiswerke Greven-

broich 

x Gegen die Ausführung der angezeigten Arbeiten bestehen von Seiten der Kreiswerke 

keine Bedenken. 

 

x Im Bereich Ihrer Maßnahme sind Versorgung- und Hausanschlussleitungen der Kreis-

werke vorhanden. Die Mindestabstände zu unseren Anlagen sind einzuhalten. 

 

x Die Versorgungsleitungen der Kreiswerke wurden mit einer Deckung von 1,20 m bis 

1,30 m verlegt. Es besteht die Möglichkeit, dass durch nachträgliche Veränderungen 

des Straßenkörpers die Versorgungsleitungen in geänderter Tiefe anzutreffen sind. 

 

o In dem angezeigten Bereich sind Baumaßnahmen der Kreiswerke geplant, wir schla-

gen daher vor die Maßnahmen zu koordinieren. Setzen sie sich bitte mit unserem zu-

ständigen Rohrnetzmeister in Verbindung. E-Mail und Tel.-Nr.: siehe oben (Markierung) 

 

x Die Ihnen zur Verfügung gestellten Planunterlagen behalten nur dann ihre Gültigkeit, 

wenn die geplante Baumaßnahme innerhalb einer angemessenen Frist max. 2 Monate 

nach Auskunftserteilung verwirklicht wird. Anderenfalls ist es erforderlich aufgrund 

Die Stellungnahme wird 

zur Kenntnis genommen. 

 

Sofern Erschließungs-

maßnahmen notwendig 

sind, wird deren Durchfüh-

rung rechtzeitig mit den 

Kreiswerken und allen an-

deren betroffenen Versor-

gungsunternehmen koor-

diniert. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 



10 
 

eventueller Planaktualisierungen eine Bestätigung oder eine erneute Leitungsauskunft 

einzuholen. 

 

x Wir empfehlen eine örtliche Einweisung durch unseren zuständigen Rohrnetzmeister 

Herr Maaßen, Telefon 0173-5155265 

 

Für eventuelle Rückfragen stehe ich Ihnen als zuständiger Ansprechpartner gerne zur 

Verfügung. 
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17 Landesbüro der Na-

turschutzverbände 

NRW: BUND 

Der BUND bedauert die weitere Versiegelung von Grünfläche sowie die Gefährdung 

von Bäumen und Sträuchern und einer innerörtlichen Grünfläche, die eine Biotopver-

netzung zwischen den beiden Bachtälern darstellt. 

Um diese Biotopvernetzung zu erhalten, sollte das Feldgehölz an der Sporthallenseite 

erhalten bleiben, tierdurchlässig gestaltet werden und vom Kindertagesstättenbereich 

getrennt sein. 

 

Der Standort des Gebäudes sollte so gewählt werden, dass die Bäume, vor allem die 

alten Kiefern, erhalten bleiben und die Kinder eine gewachsene, naturnahe Außenflä-

che mit Baumschatten vorfinden. 

 

Erfreulich ist, dass bei der Bebauung auf Klima- und Umweltverträglichkeit, sowie in-

sektenfreundliche Beleuchtung, Amphibien- und Kleintierschutz geachtet wird und Vo-

gelschlag an Glasfronten verhindert wird. 

 

Da es sich um ein öffentliches Gebäude handeln wird, sollte für eine zukunftsweisende 

Bauweise außerdem eine möglichst geringe Versiegelungsfläche über eine mindestens 

2-geschossige Bauweise angestrebt werden. Solardächer, Fassadenbegrünung, Re-

genwassernutzung und eine Dachbegrünung für ein Flachdach ergänzen die klima-

freundliche Planung. 

 

Mit dem Bau eines öffentlichen Gebäudes, insbesondere für den pädagogischen Be-

reich, kann eine nachhaltige, klimafreundliche Kommune Verantwortung für ihre jüngs-

ten BürgerInnen dokumentieren und Vorbild für Bauherren sein. 

 

Zur Artenschutzrechtlichen Prüfung, 6.6.2 Planungsrelevante Arten 

Steinkauz und Waldohreule sind Tiere, deren Vorkommen in dem relevanten Bereich 

durchaus wahrscheinlich ist. Gerade Waldohreulen sind bevorzugt in alten Kiefern an-

zutreffen, die ihnen im Winter auch tagsüber Sichtschutz bieten. 

Die Stellungnahme wird 

zur Kenntnis genommen.  

 

Bei der Planung der Kin-

dertagesstätte wurden die 

vorhandenen Bäume und 

Gehölzstrukturen berück-

sichtigt, soweit dies mög-

lich war. Im Bebauungs-

plan werden vier Bäume 

sowie eine Baumgruppe 

zum Erhalt festgesetzt. 

Durch die Gebäudepla-

nung ist ggf. auch der Er-

halt von weiteren Bäumen 

möglich. Um für die wei-

tere Planung eine gewisse 

Flexibilität zu ermöglichen, 

werden jedoch nur die 

Baumstandorte im Bebau-

ungsplan festgesetzt, die 

auf jeden Fall erhalten 

werden können. 

 

Die Gestaltung des Ge-

bäudes mit Fassadenbe-

grünung und Dachbegrü-

nung sowie die Errichtung 

von Anlagen zur Nutzung 

von regenerativen Ener-

gien wird im Rahmen der 

Objektplanung geprüft. 

 

Im Rahmen des Verfah-

rens zur Bebauungs-

planänderung wurde eine 

Artenschutzrechtliche Prü-

fung durchgeführt. Bzgl. 

der Arten Steinkauz und 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 
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Waldohreule weist das 

Gebiet eine Eignung als 

Nahrungshabitat auf. Es 

ist aber davon auszuge-

hen, dass von einem Vor-

haben keine essenziellen 

Habitatbestandteile betrof-

fen sind und auch im Fall 

der Umsetzung des Pro-

jektes weiterhin geeignete 

Nahrungshabitate in aus-

reichendem Maße zur Ver-

fügung stehen. Arten-

schutzrechtliche Konflikte 

sind demnach nicht zu er-

warten. 

18 Landesbüro der Na-

turschutzverbände 

NRW: NABU 

- - - 

19 LVR: Amt für Boden-

denkmalpflege im 

Rheinland 

- - - 

20 LVR: Amt für Denk-

malpflege im Rhein-

land 

Abtei Brauweiler 

- - - 

21 Nahverkehr Rhein-

land GmbH 

- - - 

22 NEW Netz GmbH - - - 

23 NEW Netz GmbH  

Grundsatzplanung 

Rhein-Kreis-Neuss 

Gegen die o. g. Aufstellung/Änderung des Bebauungsplanes werden hinsichtlich der 

öffentlichen Erdgas-, und Stromversorgung grundsätzlich keine Bedenken erhoben. 

Die Stellungnahme wird 

zur Kenntnis genommen. 

 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 
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24 PVG GmbH 

Resources Service & 

Management 

- - - 

25 Rhein-Kreis-Neuss: 

Der Landrat 

Ich habe die im Betreff genannte Planung aus wasser-, altlasten-, bodenschutz-, im-

missionsschutz- und naturschutzrechtlicher sowie aus gesundheitsbehördlicher und 

brandschutztechnischer Sicht geprüft. Im Einzelnen nehme ich wie folgt Stellung: 

 

Wasserwirtschaft 

 

In der Begründung zum Bebauungsplanentwurf werden keine Angaben über die Nie-

derschlagswasserbeseitigung gemacht. 

 

Erst nach Vorlage dieser Angaben kann eine Stellungnahme abgegeben werden. 

 

Bodenschutz und Altlasten 

 

Ich weise auf Ihre gesetzlichen Anzeigepflichten hin und bitte Sie, bei Auffälligkeiten im 

Rahmen von Erdbauarbeiten die Untere Bodenschutzbehörde des Rhein-Kreises 

Neuss unverzüglich zu informieren. 

Auffälligkeiten können sein: 

- geruchliche und/oder farbliche Auffälligkeiten, die durch menschlichen Einfluss be-

wirkt wurden, z.B. durch die Versickerung von Treibstoffen oder Schmiermitteln, 

- strukturelle Veränderungen des Bodens, z.B. durch die Einlagerung von Abfällen. 

 

Immissionsschutz 

 

Die Planung von Kindertagesstätten ist hinsichtlich der mit diesen Anlagen durch die 

Kinder verbundenen Geräusche gemäß § 22 Abs. 1a BImSchG nicht als schädliche 

Umwelteinwirkung zu beurteilen. Gleichwohl empfehle ich die Planung der Kinderta-

gesstätte so vorzunehmen, dass diese für die Nachbarn nicht vom Grundsatz her als 

rücksichtslos zu bezeichnen ist. Dies betrifft insbesondere die Lage der Freiflächen, 

dort ggf. untergebrachte Spieleinrichtungen und die benachbarten Ruhebereiche von 

bisher im Wesentlichen nicht betroffenen Außenbereichen schutzbedürftiger Nutzun-

gen. 

 

Allerdings sind haustechnische Anlagen so zu errichten, dass von diesen keine schäd-

Die Stellungnahme wird 

zur Kenntnis genommen.  

 

Wasserwirtschaft 

 

Die Aussagen zur Nieder-

schlagswasserbeseitigung 

werden zur Offenlage er-

gänzt. 

 

Bodenschutz und Altlas-

ten 

 

Ein Hinweis bzgl. der ge-

setzlichen Anzeigepflich-

ten ist Bestandteil des Be-

bauungsplans. 

 

Immissionsschutz 

 

Ein Hinweis bzgl. der Im-

missionen durch statio-

näre Geräte wird in den 

Bebauungsplan aufge-

nommen. 

 

Brandschutz 

 

Die Anforderungen an den 

Brandschutz werden im 

Rahmen der Gebäudepla-

nung berücksichtigt. Der 

nächstgelegene Hydrant 

befindet sich im südlichen 

Plangebiet. 

- 



17 
 

lichen Umwelteinwirkungen nach dem BImSchG ausgehen. Die hierzu ggf. erforderli-

chen Anlagen können im nachfolgenden Baugenehmigungsverfahren gutachterlich un-

tersucht werden, falls dies erforderlich sein sollte. 

 

 

Hierzu ergeht nachfolgende Anregung für den Bebauungsplan: 

 

Vor dem Hintergrund des Klimawandels und der zukünftigen Vermeidung der Verbren-

nung fossiler Energieträger wird die Bereitstellung von Energie für Heizung und Warm-

wasser zukünftig vermehrt über die Technik der Wärmepumpen (z.B. Geothermie und 

Luftwärmepumpen) erfolgen. Hier sind insbesondere die sog. Luftwärmepumpen eine 

bevorzugte Anlagentechnik. 

 

 

Diese Geräte werden als sog. Stationäre Geräte (wie z.B. Klima- und Lüftungsanlagen, 

Luft-Wärme-Pumpen u.ä. Anlagen) im Außenbereich aufgestellt und führen dort zu Im-

missionskonflikten durch Nachbarbeschwerden und z.T. zu erheblichen Belästigungen. 

 

Zur Bewältigung dieser Konflikte hat das MULNV mit Erlass vom 2.04.2014 einen Leit-

faden für die Beurteilung der Geräuschimmissionen derartiger Anlagen eingeführt 

("Leitfaden für die Verbesserung des Schutzes gegen Lärm bei stationären Geräten 

(Klimageräte, Kühlgeräte, Lüftungsgeräte, Luft-Wärme-Pumpen und Mini-Blockheiz-

kraftwerke"), Länderarbeitsgemeinschaft Immissionsschutz, LAI, vom 28.03.2013 in der 

Fassung vom 24.03.2020). In dem Erlass empfiehlt das Ministerium diesen Leitfaden 

zur Vermeidung von Immissionskonflikten im Rahmen der Bauleitplanung als Erkennt-

nisquelle anzuwenden. 

 

Da die dort genannten Anlagen in der Regel keiner Baugenehmigung bedürfen, der 

Konflikt also nicht auf ein nachfolgendes Genehmigungsverfahren verlagert und dort 

gelöst werden kann, rege ich an, zur Vermeidung von Immissionskonflikten für die Auf-

stellung derartiger Anlagen einen entsprechenden Hinweis mit dem Verweis auf diesen 

Leitfaden in den Bebauungsplan aufzunehmen: 

 

"Sollten auf einem Baugrundstück oder in einem Wohnhaus stationäre Geräte wie Luft-

Wärmepumpen, Klima-, Kühl- oder Lüftungsgeräte, Mini-Blockheizkraftwerke o.ä. An-

lagen errichtet und betrieben werden, ist der "Leitfaden für die Verbesserung des Schut-

zes gegen Lärm bei stationären Geräten" vom 28.03.2013 i.d.F. vom 24.03.2020 der 

Länderarbeitsgemeinschaft Immissionsschutz zu beachten. 
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Der Leitfaden ist auf der Internetseite der Länderarbeitsgemeinschaft Immissionsschutz 

https://www.lai-immissionsschutz.de veröffentlicht." 

 

Brandschutz 

 

Gegen den o.g. Bebauungsplan in vorliegender Form bestehen aus brandschutztech-

nischer Sicht keine Bedenken, wenn folgendes beachtet wird: 

1. Die Grundstücke bzw. Gebäude müssen in einer solchen Breite an eine befahrbare 

Verkehrsfläche grenzen oder von dieser einen gradlinigen Zugang oder eine Zu-

fahrt haben, so dass der Einsatz von Lösch- und Rettungsgeräten wie unter § 5 

der BauO 2018 NRW und der DIN 14090 -Flächen für die Feuerwehr- jederzeit 

gewährleistet ist. 

Hierbei wird besonders darauf hingewiesen, dass die Straßen nicht als bloße Zu-

fahrt, sondern in den bebauten Bereichen auch als Aufstellflächen gesehen wer-

den muss. Die Mindestbreite der Fahrbahn ist daher bei Gebäuden der Gebäude-

klasse 1, 2 und 3 (Fußboden des obersten Aufenthaltsraumes max. 7 m über der 

angrenzenden Geländeoberfläche) mit min. 4 m festzulegen. 

 

2. Die Löschwasserversorgung ist entsprechend dem Arbeitsblatt W 405 des Deut-

schen Vereins des Gas- und Wasserfaches - DVGW - mit min. 48 m³/h (800 l/min) 

sicherzustellen. Hierbei darf die Entfernung zur ersten Wasserentnahmestelle 150 

Meter nicht überschreiten. Unterflurhydranten sind entsprechend zu kennzeichnen 

und dürfen weder zugestellt noch zugeparkt werden können. 

 

3. Die Gestaltung des öffentlichen Verkehrsraumes, insbesondere bei Maßnahmen 

zur Verkehrsberuhigung, ist so vorzunehmen, dass der Einsatz von Feuerlösch- 

und Rettungsfahrzeugen jederzeit ohne Schwierigkeiten möglich ist. Die Straßen 

müssen daher im Hinblick auf Abmessungen, Verkehrsführung und Einbau von 

Hindernissen so gestaltet werden, dass die nachstehend aufgeführten Risiken ver-

mieden werden: 

- Durch regelwidriges Parken anderer Verkehrsteilnehmer außerhalb der aus-

gewiesenen Stellplätze, muss immer noch eine Zu- bzw. Durchfahrt für Feu-

erlösch- und Rettungsfahrzeuge von mindestens 3 m Breite jederzeit gewähr-

leistet sein. 

- Bei Einbau von Schwellen- und Rüttelstrecken besteht die Gefahr einer zu-

sätzlichen Schädigung bei Transporten von Notfallpatienten im Rettungs-

dienst. 

- Selbst bei kleinsten Geschwindigkeiten kann der Verletzte ein zusätzliches 

Transporttrauma erleiden, zumindest empfindet er verstärkt Schmerzen. 
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- Die Hindernisse stehen dem Ziel eines möglichst schonenden Verletztentrans-

ports daher eindeutig entgegen. 

- Bauliche Hindernisse quer zur Fahrbahn zwingen Großfahrzeuge der Feuer-

wehr zur Einhaltung der Schrittgeschwindigkeit. Zeitverzögerungen im Ein-

satzfall, insbesondere bei der Menschenrettung sind daher unvermeidlich. 

26 RWE Power AG Abt. 

POJ-LN 

Im Bereich des geplanten Bebauungsplans kann es wegen des nahe gelegenen Tage-

bau Garzweiler temporär zu erhöhten Staub- und Geräuschimmissionen kommen, die 

belästigend wirken können. Die gesetzlichen und von der Bergbehörde auferlegten Im-

missionswerte werden dabei zwar eingehalten, dennoch können ungünstige Wetterla-

gen und Betriebssituationen Belastungssituationen hervorrufen, die als störend emp-

funden werden. Zukünftige Bauherren sollten hierauf frühzeitig hingewiesen werden. 

Die Stellungnahme wird 

zur Kenntnis genommen. 

 

Bei dem zukünftigen Bau-

herren handelt es sich um 

die Stadt Jüchen. Die Be-

lastungen durch Staub- 

und Geräuschimmissio-

nen sind bekannt. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 

27 Sportbund Rhein-

Kreis Neuss eV 

Geschäftsstelle 

- - - 

28 Stadt Bedburg: 

Fachdienst 5 - Stadt-

planung, Bauord-

nung, Wirtschaftsför-

derung -  

Wir bedanken uns für die Beteiligung in diesem Verfahren. 

 

Von Seiten der Stadt Bedburg bestehen keine Bedenken gegen das Vorhaben. 

Wir wünschen weiterhin viel Erfolg bei der Planung. 

Die Stellungnahme wird 

zur Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 

29 Stadt Erkelenz: Pla-

nungsamt 

- - - 

30 Stadt Grevenbroich 

FB 61 Stadtplanung 

Bauordnung 

- - - 

31 Stadt Jüchen: Amt 

für Schulen, Kultur 

und Sport 

- - - 

32 Stadt Jüchen: Amt 

für öffentliche Infra-

struktur 

Zur verkehrlichen und abwassertechnischen Erschließung kann zum jetzigen Zeitpunkt 

aufgrund fehlender Planungsdetails keine abschließende Stellungnahme erfolgen. 

Aufgrund der vorhandenen Infrastruktur bestehen aber zur verkehrlichen Anbindung 

Die Stellungnahme wird 

zur Kenntnis genommen.  

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 
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über den Parkplatz vor der Zweifachturnhalle bzw. die Stadionstraße und ein Anschluss 

an die gemeindliche Kanalisation (Trennsystem) keine Bedenken gegen das Vorhaben. 

 

Die entsprechenden Aus-

sagen zur verkehrlichen 

und abwassertechnischen 

Erschließung werden zur 

Offenlage in den Unterla-

gen zur Bebauungs-

planänderung ergänzt. 

33 Stadt Jüchen: Amt 

für öffentliche Infra-

struktur - Abwasser-

betrieb 

- - - 

34 Stadt Jüchen: Bau-

aufsicht 

- - - 

35 Stadt Jüchen: Ord-

nungsamt - Brand-

schutz 

Gegen den o. g. Bebauungsplan in vorliegender Form bestehen aus brandschutztech-

nischer Sicht keine Bedenken. 

 

Jedoch sollte folgende Hinweis beachtet werden: 

 

- Vorhandene Feuerzufahrt für die 2-fach Sporthalle (zwischen Sporthalle und geplante 

Kindertagesstätte) 

Die Stellungnahme wird 

zur Kenntnis genommen. 

 

Die vorhandene Feuerzu-

fahrt für die 2-fach Sport-

halle wird bei der Planung 

des Gebäudekörpers be-

rücksichtigt. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 

36 Stadt Jüchen: Ord-

nungsamt - Verkehr  

Die Kindertagesstätte ist nicht von der Konrad-Duden-Allee zu erreichen, da aus Rich-

tung Baugebiet "Im Auenfeld" die Durchfahrt mit dem Verkehrszeichen "Durchfahrt ver-

boten" gesperrt ist. 

 

Nach Vorliegen des Verkehrsgutachtens und in Bezug auf die Anlage von Parkplätzen 

ist die Abteilung 32.1 -Verkehr- wieder zu beteiligen. 

Die Stellungnahme wird 

zur Kenntnis genommen. 

 

Im Rahmen der Offenlage 

wird eine erneute Beteili-

gung stattfinden. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 

37 Stadt Korschen-

broich: Stadtplanung 

und Bauordnung 

- - - 

38 Stadt Mönchenglad-

bach: FB 61 - Stadt-

entwicklung und Pla-

nung 

- - - 
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39 Telefonica Germany 

GmbH & Co. OHG - 

Nürnberg 

Die Überprüfung Ihres Anliegens ergab, dass keine Belange von Seiten der Telefónica 

Germany GmbH & Co. OHG zu erwarten sind. 

Zur besseren Visualisierung erhalten Sie beigefügt zur E-Mail ein digitales Bild. Das 

Plangebiet ist im Bild mit einer dicken roten Linie eingezeichnet. 

 

 
 

Sollten sich noch Änderungen der Planung / Planungsflächen ergeben, so würden wir 

Sie bitten uns die geänderten Unterlagen zur Verfügung zu stellen, damit eine erneute 

Überprüfung erfolgen kann. 

 

Bei Fragen, stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung. 

Die Stellungnahme wird 

zur Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 

40 Verkehrsverbund 

Rhein-Ruhr AöR 

(VRR) 

Nahverkehrsma-

nagement 

- - - 
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41 Vodafone GmbH - 

deutschlandweit 

Wir bedanken uns für Ihre Mail und nehmen dazu wie folgt Stellung: 

  

 

In den von Ihnen angegebenen Planungsbereichen befinden sich KEINE Glasfaserlei-

tungen und Kabelschutzrohre der: 

 

Firma  Vodafone GmbH (ehem. ISIS / ehem. Arcor AG & Co. KG) 

 

Der Leitungsbestand der Vodafone NRW (ehem. Unitymedia) und Vodafone Kabel-

deutschland müssen separat angefragt werden. 

 

Wir möchten Sie darauf aufmerksam machen, dass Vodafone für die Richtigkeit der 

Angaben gemieteter Fremdtrassen keine Gewährleistung übernehmen kann. 

Die Stellungnahme wird 

zur Kenntnis genommen. 

 

Die Vodafone NRW wurde 

im Verfahren beteiligt. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 

42 Vodafone NRW 

GmbH 

ehemals Unitymedia 

Vielen Dank für Ihre Informationen. 

 

Gegen die o. a. Planung haben wir keine Einwände. 

 

Eigene Arbeiten oder Mitverlegungen sind nicht geplant. 

 

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte geben Sie dabei immer 

unsere obenstehende Vorgangsnummer an. 

Die Stellungnahme wird 

zur Kenntnis genommen. 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis ge-

nommen. 

43 Westnetz GmbH:  

Regionalzentrum 

Neuss - Netzplanung 

Dokumentation und 

Liegenschaften 

- - - 

44 Westnetz GmbH: 

DRW-S-LK-TM 

110-kV Hochspan-

nungsleitungen 

- - - 

 


